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Die Mitglieder der Bundesleitung kamen am
15. Mai 2006 in Berlin zu einem Meinungs-
austausch mit der Arbeitsgruppe „Finanzen“
der SPD-Bundestagsfraktion zusammen
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Editorial>

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
spannende Tage erleben wir zurzeit in Berlin. Die groß ange-
legte Expertenanhörung zur Föderalismusreform und zur Än-
derung des Grundgesetzes bringt Interessantes zu Tage. Mit
Absicht lud der federführende Rechtsausschuss keine Sachver-
ständigen von Gewerkschaften und Verbänden ein. Die Par-
teien wählten Wissenschaftler und Experten aus, von denen
sie hofften, bei der Anhörung Zustimmung und Lob für ihr
Vorhaben zu ernten. Aber jeden Tag häuften sich mehr ein-
schränkende „Aber“ an. Im Grundsatz stimmten die Experten
dem Vorhaben zu, machten jedoch auf erheblich negative
Wirkungen von Einzelbestimmungen aufmerksam. Zählt man

alle Bedenken zusammen, bleibt von dem Projekt nicht viel übrig. Die von uns abge-
lehnte Änderung des Grundgesetzartikels zum Berufsbeamtentum wurde von den
Wissenschaftlern vernichtend beurteilt. Die von uns kritisierte Ergänzung des Arti-
kels 33 Abs. 5 GG um den Zusatz „und fortzuentwickeln“ hielten die Professoren für
Unfug. Das Beamtenrecht wurde über all die Jahre hinweg laufend fortentwickelt,
ohne dass im Grundgesetz dies ausdrücklich geschrieben steht. Denn eine Anpas-
sung an eine moderne Arbeitswelt beinhaltete bereits die bisherige Formulierung.
Wer nun so scharf um das Anhängsel „und fortzuentwickeln“ kämpft, setzt sich dem
Verdacht aus, dass er mit dieser Ergänzung etwas anderes mit dem Beamtenrecht
vorhat, als er heute vorgibt. Das haben die Professoren bei der Anhörung klar und
deutlich zum Ausdruck gebracht. Auch die von uns bekämpfte Verlagerung der Zu-
ständigkeit für Dienstrecht und Besoldung von einheitlichen Regelungen auf
Bundesebene hin zur einzelnen Länderregelung wurde von den Professoren als Rück-
schritt bewertet. Wenn die Anhörung nicht eine bloße Alibiveranstaltung sein soll,
können diese beiden Passagen keine Mehrheit im Bundestag finden. Nachdem aber
einige Länderfürsten die Neuregelung unbedingt wollen, werden wohl die Fraktions-
führer ihre gesamte Kunst aufwenden, um dennoch die notwendigen Mehrheiten zu
sichern. Wenn diese absehbare Entwicklung eintritt, nimmt die Demokratie Scha-
den. Dessen sollen sich alle bewusst sein,  die im Parlament zustimmen.

Die Tarifverhandlungen sind unter großen „Schmerzen“ zu Ende gebracht worden.
Der tariflose Zustand ist beendet. Der Tarifvertrag ist das Ergebnis einer schwierigen
Kompromissfindung. Lange sah es so aus, als ob die Länder überhaupt keinen Tarif-
vertrag wollten. Erst durch Streikdruck lenkten sie ein. An dieser Stelle darf ich all
unseren Kolleginnen und Kollegen, die gestreikt haben, und jenen, die sich durch ih-
re Teilnahme an Demonstrationen solidarisch gezeigt haben, herzlich danken. 

Unser Zusammenstehen über Monate hinweg hat zu einem positiven Ende geführt.

Mit kollegialen Grüßen

DSTG – Deutsche Steuer-Gewerkschaft
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Zu einem ersten Meinungsaus-
tausch nach der Bundestags-
wahl traf die DSTG-Bundeslei-
tung am 15. Mai 2006 in Berlin
mit der Arbeitsgruppe „Finan-
zen“ der SPD-Bundestagsfrak-
tion zusammen.
Im Mittelpunkt der Diskussion
standen das Steueränderungs-
gesetz 2007 und die für 2008
geplante Unternehmensteuer-
reform. Die Mitglieder der SPD-
Arbeitsgruppe „Finanzen“ zeig-
ten sich zuversichtlich, dass die

dem Gesetzentwurf für das
„Steueränderungsgesetz“ will
Bundesfinanzminister Stein-
brück im Jahr 2007 für alle Ge-
winneinkünfte die Mehrbelas-
tung durch einen 3-prozentigen
Entlastungsbetrag wieder eli-
minieren. Im Koalitionsaus-
schuss hatten sich Union und
SPD verständigt, lediglich Ge-
werbeeinkünfte auszunehmen
– obwohl fast alle Experten die-
se Ausnahme für verfassungs-
widrig halten. Die jetzt geplan-

wirtschaftlichen Folgen. Er wies
darauf hin, dass schon jetzt der
Bundesverband der Lohnsteuer-
hilfevereine angekündigt hat,
gegen die Pläne „durch alle In-
stanzen bis hin zum Bundesver-
fassungsgericht“ klagen zu wol-
len. Nach dem Entwurf für das
Steueränderungsgesetz 2007
sollen Pendler Fahrtkosten zwi-
schen Wohnung und Arbeits-
stätte erst ab dem 21. Kilome-
ter steuerlich geltend machen
dürfen. Dazu will Steinbrück
laut Entwurf ab 2007 das
„Werkstorprinzip“ einführen.
Nach diesem Prinzip zählen alle
Aufwendungen eines Steuer-
pflichtigen, um zur Arbeit zu
gelangen, zu seinem privaten
Bereich und sind damit steuer-
lich irrelevant. Um Härten zu

vermeiden, sollen Fernpendler
ihre Fahrtkosten ab dem 21. Ki-
lometer jedoch „wie Werbungs-
kosten“ absetzen können.

Ondracek erläuterte, dass nach
dem im Steuerrecht geltenden
Nettoprinzip Erwerbsaufwen-
dungen abzugsfähig bleiben
müssen. Nach dem Nettoprin-
zip dürfe der Fiskus nur den An-
teil des Einkommens besteuern,
der netto übrig bleibt, wenn die
zwangsläufigen Aufwendun-
gen abgezogen werden. Dieses
Prinzip in dem speziellen Punkt,
Fahrtkosten zur Arbeit abzu-
schaffen, sei problematisch.
Außerdem habe das Bundesver-
fassungsgericht in letzter Zeit
dem Nettoprinzip „nachhalti-
gen Raum gegeben“. In seiner

te Regelung erhöht nach Mei-
nung der SPD-Arbeitsgruppe
die Verfassungsfestigkeit „er-
heblich“. 

DSTG-Chef Dieter Ondracek er-
läuterte, dass er nach wie vor
auch diese Ausgestaltung der
„Reichensteuer“ für verfas-
sungsrechtlich bedenklich hält.
Einsprüche dagegen seien vor-
programmiert. 

Zweiter Themenschwerpunkt
war die Abschaffung bzw. Ein-
schränkung der Pendlerpau-
schale. Auch bei diesem Punkt
warnte DSTG-Chef Dieter On-
dracek vor verfassungsrecht-
lichen Problemen und ebenfalls
vor unerwünschten gesamt-

„Reichensteuer“ in der zuletzt
vereinbarten Ausgestaltung
verfassungsfest ist. Die ab dem
nächsten Jahr geplante neue
Zusatzsteuer für Spitzenverdie-
ner soll im Ergebnis nur von
den Einkunftsarten nichtselbst-
ständige Arbeit und Einkünfte
aus Kapitalvermögen erhoben
werden. Neben Gewerbetrei-
benden sollen Selbstständige
und Freiberufler sowie die
Land- und Forstwirtschaft aus-
genommen werden. Die
schwarz-rote Koalition will ab
2007 für Topverdiener mit ei-
nem Einkommen über 250.000
Euro (Verheiratete 500.000 Eu-
ro) den Spitzensteuersatz von
42 auf 45 % anheben. Nach

DSTG kann Zuversicht der SPD
bei „Reichensteuer“ nicht teilen 

> DSTG-Chef Dieter Ondracek mit dem stellvertretenden Vorsitzenden
der SPD-Bundestagsfraktion, Joachim Poß ... 

> … und dem Sprecher der Arbeitsgruppe „Finanzen“ Jörg-Otto Spiller.

> DSTG-Chef Dieter Ondracek (li.) mit den Mitgliedern der Arbeitsgruppe
„Finanzen“ der SPD-Bundestagsfraktion (v. l.) Dr. Hans-Ulrich Krüger,
Joachim Poß, Sigrid Arndt-Breuer und Bernd Scheelen.
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Entscheidung zur doppelten
Haushaltsführung hatte das
Verfassungsgericht 2002 die bis
dahin geltende Praxis korri-
giert, nach der Steuerpflichtige
die Kosten für eine beruflich
veranlasste doppelte Haus-
haltsführung nur 2 Jahre lang
steuerlich geltend machen
konnten. Das Gericht hatte in
seiner Entscheidung betont,
dass beiderseits berufstätige
Eheleute immer häufiger an
unterschiedlichen Orten arbei-
ten und deshalb ihre Wohnung
nicht ohne Weiteres an den Ar-
beitsort des Haushaltsvor-
stands verlegen könnten – und
damit zugleich ein gängiges Ar-
gument der Gegner der Pend-

lerpauschale entkräftet. Ondra-
cek wies darauf hin, dass auch
nach Ansicht der Bundesregie-
rung die Pendlerpauschale kei-
ne Steuersubvention sei. In
dem Subventionsbericht heißt
es. „Als Steuervergünstigung
wird in der öffentlichen Diskus-
sion beispielsweise auch die
Entfernungspauschale ge-
nannt, die im Subventionsbe-
richt nicht enthalten ist.“
Die für 2008 angekündigte
Unternehmensteuerreform
wurde ebenfalls diskutiert. Ei-
nigkeit bestand darin, dass we-
der das Unternehmensteuer-
modell der Stiftung Marktwirt-
schaft, noch das Reformmodell
des Sachverständigenrates (du-

ale Einkommensteuer) durchset-
zungsfähig wären. Beide Model-
le würden zu Einnahmeausfäl-
len für den Fiskus führen. Diese
beziffern sich beim Konzept der
Stiftung Marktwirtschaft auf
mindestens 20 Mrd. €, beim Mo-
dell der dualen Einkommensteu-
er auf mindestens 30 Mrd. €.
Das BMF hatte für Ende Mai an-
gekündigt, Eckpunkte einer
Unternehmensteuerreform vor-
zustellen. Die komplette Unter-
nehmensteuerreform müsse auf
jeden Fall aufkommensneutral
sein, auch wenn dies wegen der
zeitverzögerten Auswirkungen
im ersten Jahr noch nicht mög-
lich sei. Die SPD kann sich vor-
stellen, dass die Kapitalgesell-

schaften weniger stark besteuert
werden, die Anteilseigner aber
dafür stärker. Nach Meinung der
SPD darf Fremdkapital nicht bes-
ser als Eigenkapital behandelt
werden.
Über eine stärkere Beteiligung
des Bundes bei der Betriebsprü-
fung tauschten sich die Ge-
sprächsteilnehmer aus. Denkbar
sei z. B., dass die Außendienste in
Bundeskompetenz übernommen
würden. Diskutiert wurde auch,
dass der Bund Betriebe in eige-
ner Zuständigkeit prüfen kann.
Die Planung, die Bundesbe-
triebsprüfung nach und nach um
500 Personen aufzustocken, be-
urteilt Ondracek als richtigen
Schritt. �

Tarifabschluss ist Solidarität der 
Gewerkschaftsmitglieder zu verdanken 
Am 19. Mai 2006 konnte die
dbb tarifunion mit der Tarifge-
meinschaft deutscher Länder
(TdL) einen neuen Tarifvertrag
für die Beschäftigten (Ange-
stellte und Arbeiter) des öffent-
lichen Dienstes in den Ländern
(TV-L) nach zähen Verhandlun-
gen, mehrere Monate dauern-
den Streiks und einem Ver-
handlungsmarathon von über
30 Stunden abschließen. Am
Tarifabschluss beteiligt war für
die DSTG der stellvertretende
Bundesvorsitzende und Vorsit-
zende der Tarifkommissionen
von DSTG und dbb tarifunion,
Kollege Helmut Overbeck. 

Einige wichtige Punkte aus dem
umfangreichen Tarifabschluss:

�  Es wird ein neuer Tarifver-
trag für die Beschäftigten des
öffentlichen Dienstes in den
Ländern (TV-L) vereinbart, der
am 1. November 2006 in Kraft
tritt.

�  In einer neuen Entgelttabel-
le, die ab 1. November 2006
gilt, sind die ehemaligen Tabel-

len für Arbeiter und Angestellte
vereinigt.

�  Die Beschäftigten in Ost und
West erhalten für die Jahre
2006 und 2007 nach Entgelt-
gruppen gestaffelte Einmalzah-
lungen.

�  Im Jahr 2008 gibt es eine li-
neare Entgeltanhebung von
2,9 % (Tarifgebiet West am 
1. Januar, Tarifgebiet Ost am 
1. Mai).

�  Die Jahressonderzahlung, die
das bisherige Urlaubs- und
Weihnachtsgeld vereint, wird in
Zukunft nach Entgeltgruppen
gestaffelt und dynamisiert. Im
Jahr 2006 wird noch das bisheri-
ge Urlaubsgeld gezahlt.

�  Ab 1. Januar 2007 wird ein
Leistungsentgelt zusätzlich zum
Tabellenentgelt eingeführt.

�  Zur Überleitung in das neue
Recht wird ein eigenständiger
Tarifvertrag vereinbart.

�  Die Arbeitszeit im Tarifgebiet
West wird künftig individuell
geregelt. Je nach Bundesland

wird künftig zwischen 38,7 bis
39,7 Stunden durchschnittlich
wöchentlich gearbeitet. Die Ar-
beitszeitregelungen können
frühestens zum 31. Dezember
2007 gekündigt werden. Die
Arbeitszeit im Tarifgebiet Ost
war nicht Verhandlungsgegen-
stand, da der entsprechende
Tarifvertrag nicht gekündigt
worden war.

�  Es wird eine umfassende
Maßregelungsklausel verein-
bart, nach der jegliche Maßre-
gelung von Beschäftigten aus
Anlass oder im Zusammenhang
mit der Tarifrunde 2006 unter-
bleibt bzw. rückgängig ge-
macht wird. 

�  Die Mindestlaufzeit des TV-L
wird bis zum 31. Dezember
2009 vereinbart.

�  Alle vorstehenden Ergeb-
nisse stehen unter dem Vorbe-
halt der Redaktionsverhandlun-
gen.

Einzelheiten zum Tarifabschluss
lesen Sie auf den Seiten 22 bis
24 dieses Magazins sowie im

Internet unter www.dstg.de und
www.tarifunion.dbb.de

Nach einhelliger Meinung ist es
in erster Linie der Solidarität der
Gewerkschaftsmitglieder des öf-
fentlichen Dienstes bei den
Streikmaßnahmen und Protest-
aktionen zu verdanken, dass der
Abschluss überhaupt gelang.
Deshalb galt auch der erste Dank
des DSTG-Bundesvorsitzenden
Ondracek insbesondere den Kol-
leginnen und Kollegen im Saar-
land, die durch ihren Streik bei
der ZDV und den Finanzkassen,
ihrer Ausdauer und ihren Mut mit
zu dem Erfolg beigetragen haben.

Der Tarifabschluss ist ein erster
richtungweisender Teil eines
neuen Tarifrechts für die Landes-
beschäftigten des öffentlichen
Dienstes. In weiteren, schwieri-
gen Verhandlungen muss u. a.
die Überleitung der Beschäftig-
ten in die neue Tabellenstruktur
geregelt sowie ein für alle Be-
schäftigtengruppen des öffent-
lichen Dienstes geltendes Ein-
gruppierungsschema gefunden
werden. �
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Unter diesem Motto feierte das
Finanzamt Wuppertal-Elberfeld
in einem Festakt am 25. April
seinen runden Geburtstag – fas-
zinierend und auf eindrucksvol-
lem Niveau.

Vor einem halben Jahrhundert
hatte der damalige Finanzminis-
ter des Landes Nordrhein-West-
falen, Willy Weyer, die Vorlage
zu dem Motto geliefert: „Obers-
tes Ziel aller Arbeit ist es, gera
de auch in dem neuen Elberfel-
der Haus unparteiisch und ob-
jektiv als echter Sachwalter der
Gerechtigkeit der Allgemeinheit
dienen“, erklärte er bei der feier-
lichen Eröffnung des Finanzam-
tes.

„Gerechtigkeit“ ist ein schwer zu
objektivierender philosophi-
scher Begriff, der oft nur aus der
Sicht des Betrachters wahrge-
nommen wird. Als ein Mecha-
nismus unserer Ego-Gesell-
schaft, bei der die „Vorteilssuche
des Einzelnen zu Lasten der Ge-
meinschaft Volkssport gewor-
den ist“ (Roman Herzog). Umso
mehr Chancen bestehen, sich
der „Gerechtigkeit“ zu nähern,
wenn man sie aus unterschied-
lichen Blickwinkeln betrachtet.
Auch aus dem Blickwinkel des
Steuerrechts und der Steuerver-
waltung, deren gemeinsames
Ziel es ist, Steuerrechtspflege zu
gewährleisten und nicht ein un-
gerechtes System zu verwalten.

Der Vorsteher des Finanzamtes,
Klaus Saalmann, konnte hierzu
vier prominente Referenten ge-
winnen. 

� Der Oberbürgermeister der
Stadt Wuppertal, Peter Jung,
betrachtete die Gerechtigkeit
aus der Sicht einer sozial en-
gagierten Stadt, die sich seit
dem 19. Jahrhundert wie

kaum eine andere der sozia-
len Gerechtigkeit verschrie-
ben hat und in dieser Tradi-
tion bewusst lebt.

� Das Spannungsfeld „Gerech-
tigkeit und Finanzverwal-
tung“ behandelte die Staats-
sekretärin im Finanzministe-
rium des Landes Nordrhein-
Westfalen, Angelika Marien-
feld. 

� Das komplexe Thema „Ge-
rechtigkeit im Steuerrecht“
beleuchtete der DSTG-
Bundesvorsitzende Dieter
Ondracek. 

Nicht zuletzt: „Die Gerechtigkeit
als christliche Verpflichtung“ be-
trachtete der ehemalige Rats-
vorsitzende der Evangelischen
Kirche in Deutschland, Präses
Manfred Kock.

Peter Jung: Die Ge-
rechtigkeit in Wuppertal
Peter Jung konnte auf die sozia-
le Tradition der Stadt Wuppertal

>

zurückblicken. Arbeiter und Ta-
gelöhne wurden im 19. Jahrhun-
dert mit einem Hungerlohn aus-
gebeutet. Kinderarbeit war in
Wuppertal an der Tagesord-
nung. Schleifer, Weber, Färber
und Bleicher lebten mit ihren 
Familien in menschenunwürdi-
gen Verhältnissen. Schwere
Krankheitsbilder – begünstigt
durch Mangel an Hygiene, die
beengten Wohnverhältnisse, die
dürftige und falsche Ernährung
– bedrohten das Leben der Men-
schen und führten zum frühen
Tod. 

Peter Jung erläuterte das men-
schenverachtende Trucksystem:
die Arbeiter wurden mit Natura-
lien und Gebrauchsgegenstän-
den entlohnt. Sie waren ge-
zwungen, diese meist unter
Wert weiter zu verkaufen, woll-
ten sie ein Stück Brot erwerben.

Abhilfe schafften damals nicht
die Gewerkschaften, sondern
das liberale Großbürgertum der

damals noch getrennten Städte
Barmen und Elberfeld.

Das „Elberfelder System“ – weit-
gehend kommunalrechtlich legi-
timiert – verwirklichte erstmalig
umfangreiche Mitbestimmungs-
und Teilhaberrechte für die arbei-
tende Klasse. Friedrich Engels
war bereits vorher ein Verfechter
extensiv ausgelegter Arbeit-
nehmerrechte, bevor er dem pie-
tistischen Wuppertal den Rücken
kehrte, um nach London zu ge-
hen. Dort verfasste er 1847 ge-
meinsam mit Karl Marx das
„Kommunistische Manifest“; das
unpolitische Bürgertum von Bar-
men mit Elberfeld traf dies wie
ein Schlag.

Für das christliche soziale Enga-
gement in Wuppertal steht Adolf
Kolping, der in Elberfeld als Ka-
plan wirkte und sich insbesonde-
re um die Bildung der jungen
Menschen kümmerte.

Weitere Persönlichkeiten der
breitgefächerten Sozialgeschich-
te von Wuppertal: Johannes
Schuchard, Daniel von der Heydt,
David Peters und Gustav Schlie-
pers.

Angelika Marienfeld:
Gerechtigkeit und Finanz-
verwaltung
Angelika Marienfeld lenkte den
Blick auf die Generationenge-

>

50 Jahre Finanzamt
Wuppertal-Elberfeld 
Die Gerechtigkeit als alltägliche Herausforderung 

> Prominente Gäste konnte der Vorsteher des Finanzamtes Wuppertal-Elberfeld, Klaus Saalmann, zur 50-Jahr-
Feier begrüßen (v. l. n. r.): Oberfinanzpräsident Ulrich Müting, Oberbürgermeister der Stadt Wuppertal Peter
Jung, FA-Vorsteher Klaus Saalmann, Staatssekretärin im Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen
Angelika Marienfeld, der Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland Präses Manfred Kock und
DSTG-Bundesvorsitzender Dieter Ondracek.
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rechtigkeit: Bis zum Jahre 2050
werde die Bundesrepublik jedes
Jahr um 150.000 Einwohner
schrumpfen. „Die nachwachsen-
den Generationen, die den
Schuldenstand unserer öffent-
lichen Haushalte übernehmen
müssen, werden immer kleiner“,
warnte die Staatssekretärin. 

Bedroht seien insbesondere die
Systeme der sozialen Sicherung.
Im Jahre 2004 kamen auf 100
Personen im erwerbsfähigen Al-
ter 45 Senioren, im Jahre 2050
stehen 78 Senioren derselben
Anzahl von Erwerbstätigen
gegenüber. Eine Herausforde-
rung für die öffentlichen Haus-
halte, die als Instrument der
ausgleichenden Gerechtigkeit
auch die Generationsgerechtig-
keit zu gewährleisten hätten. 

Die Steuerverwaltung operiere
in dem Dreieck zwischen Steuer-
gesetzgebung, die mit ihren Re-
geln die rechtlichen Grundlagen
für die Festsetzung und Erhe-
bung der Steuern schaffe, dem
Bürger als Steuerzahler als di-
rekt Betroffenem und den Be-
schäftigten in den Finanzäm-
tern, die für die Rechtsanwen-
dungsgleichheit nach der AO
Sorge zu tragen hätten. 

Die Staatssekretärin erinnerte
an Theodor Storm: „Autorität
wie Vertrauen werden durch
nichts mehr erschüttert als
durch das Gefühl, ungerecht be-
handelt zu werden“. Auf beides
– sowohl auf die Autorität
gegenüber dem Steuerbürger
als auch auf das Vertrauen der
Allgemeinheit in unsere Arbeit
– sei die Steuerverwaltung din-
gend angewiesen. Zwischen 
Gerechtigkeit und Akzeptanz
bestehe eine Wechselwirkung.
Je gerechter die Verwaltung in
ihrem Handeln wahrgenommen
werde, desto eher könne sie die
Kooperation des Bürgers erwar-
ten. 

Der ideale Steuerbürger, der sei-
ne Steuern pünktlich und voll-
ständig entrichte, sei der Ansatz
für die sog. Compliance-Strate-
gie, die nichts anderes bedeute,

als durch ein Höchstmaß an Ko-
operation zwischen Bürger und
Verwaltung die freiwillige Ein-
haltung der Steuergesetze zu
erreichen. Auf der anderen Seite
habe die Kompliziertheit des
heutigen Steuerrechts beim
Bürger das Vertrauen in die Ge-
rechtigkeit des Systems gestört.
Er suche daher nach Vermei-
dungsstrategien.

Der Ausweg aus diesem Dilem-
ma heiße Risikomanagement,
mit anderen Worten: „Risiko-
management heißt in Fällen
mit geringerem Risiko ggf. ge-
ringe Abweichungen in Kauf zu
nehmen und hohe Abweichun-
gen in Fällen mit hohem Risiko
zu verhindern. Damit bleibt die
Summe der Abweichungen
möglichst niedrig“, nach Auffas-
sung von Marienfeld ein wichti-
ger Beitrag zu einer gleichmäßi-
gen Besteuerung. 

Dieter Ondracek: 
Die Gerechtigkeit im
Steuerrecht
Die Gerechtigkeit im Steuer-
recht beleuchtete Dieter Ondra-
cek. Die Ausgangslange für sei-
ne Betrachtungen ist denkbar
schlecht. Nach einer Umfrage
des Allensbach-Instituts haben
auf die Frage „Finden Sie unser
Steuersystem, so wie es jetzt
ist, alles in allem als gerecht
oder nicht gerecht?“ nur 6 % ge-
antwortet: Unser Steuersystem
ist gerecht. Dreiviertel der Be-
fragten nehmen unser Steuer-
recht als ungerechte Rechtsma-
terie wahr. Auch weil die Steu-
ern missbräuchlich verwendet
würden: Immerhin meinten 
35 % der Befragten, die meisten
Steuereinnahmen würden für
die Versorgung der Politiker
ausgegeben, in den neuen
Bundesländern waren sogar 
40 % dieser Auffassung.

In seinem Referat beschäftigte
sich Ondracek mit der Frage, ob
das deutsche System wirklich so
schlecht sei wie sein Ruf. Hierzu
stellte er vier Gerechtigkeits-
postulate auf, deren Beachtung
er eindringlich einforderte.

>

> DSTG magazin | Juni 2006
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1. Das Steuerrecht muss an 
klaren Prinzipien und Wertmaß-
stäben orientiert sein. 

Dieses Ziel sei verfehlt, weil das
an sich richtige Prinzip der Be-
steuerung nach der wirtschaft-
lichen Leistungsfähigkeit nicht
durch den Tarif gestaltet werde,
sondern steuerliche Vergünsti-
gungen und Ausnahmeregelun-
gen den Tarif überlagerten. Sie
seien instransparent, kompli-
ziert, regelwidrig und beliebig
und ständen zu dem Postulat
der Besteuerung nach festen 
Regeln in einem unauflösbaren
Widerspruch.

2. Das Steuerrecht muss einfach
und transparent sein und auch
für den normalen Bürger durch-
schaubar 

Auch dieses Postulat werde ver-
fehlt. Das Steuerrecht werde
von allen gesellschaftlichen
Gruppen als Steuerchaos emp-
funden. Das Steuerrecht als Ein-
nahmerecht sei zu einem All-
zweckinstrument für alle nur
denkbaren Staatsziele miss-
braucht worden – von der Fami-
lienpolitik, Wirtschaftspolitik,
Wohnungsbaupolitik, Verkehrs-
politik bis hin zum Umwelt-
schutz. Insgesamt sei das Steu-
errecht ein unbeherrschbares
Monstrum geworden, das sich
im Rechtsbewusstsein der Bür-
ger nicht verankern lasse. So
führe der Weg zu mehr Steuer-

vereinfachung über den Abbau
steuerlicher Vergünstigungen
und Sonderregelungen und da-
mit über die Verwirklichung des
Prinzips: Niedrige Steuersätze,
weniger Ausnahmen.

Ondracek zeigte auf, dass alle
Regierungserklärungen nach
dem Kriege die Steuervereinfa-
chung als ein wichtiges Instru-
ment zur Schaffung von mehr
Steuergerechtigkeit angekün-
digt hätten. Als erster Finanzmi-
nister der Steuerrechtsgeschich-
te habe bereits der preußische
Finanzminister, Johannes von
Miquel, im Jahre 1888 ein einfa-
ches Steuersystem als das Werk
„ausgleichender Gerechtigkeit“
eingefordert. 

Grund genug, um zu resignie-
ren? Ondracek antwortete mit
einem klaren Nein. Resignation
sei Gift für alles politische Han-
deln. Daher: „Steuervereinfa-
chung muss auf der steuerpoliti-
schen Agenda bleiben. Der Er-
folg muss gesucht werden nach
der Regel „steter Tropfen höhlt
den Stein“, damit vielleicht doch
einmal aus dem Steuerchaos ei-
ne Steuerrechtsordnung ent-
steht. 

3. Der Bürger muss erkennen,
dass die Einnahmen für ver-
nünftige Ausgaben ausgegeben
und nicht verschwendet werden 

Ondracek appellierte an die Poli-
tik, über eine offensive Öffent-

lichkeitsarbeit die Bürger über
die Verwendung „ihrer“ Steuer-
gelder zu informieren, damit sie
ihre Steuerpflicht als ethische
Pflicht begreifen. Immerhin sei
ein Lichtblick erkennbar: 45 %
der Steuerzahler betrachteten
nach der Allensbach-Umfrage
ihre Steuern als ein Beitrag für
die Allgemeinheit. Dieser Licht-
blick verdüstere sich sofort,
wenn die Medien über Steuer-
verschwendung berichteten. 

4. Die Steuergesetze müssen
gleichmäßig vollzogen werden,
d. h. alle steuerpflichtigen Bür-
ger müssen herangezogen und
den Finanzbehörden die Instru-
mente in die Hand gegeben
werden, dies zu gewährleisten

Ondracek setzte sich insbeson-
dere mit dieser These auseinan-
der und lenkte den Blick auf das
Zinsurteil des Bundesverfas-
sungsgerichts von 1991. Danach
muss die Steuerverwaltung die
Möglichkeit haben, die Angaben
des Steuerpflichtigen zu kontrol-
lieren. Ist dies nicht der Fall, liegt
ein strukturelles Vollzugshinder-
nis vor, dass die Verfassungswid-
rigkeit der Steuernorm selbst in-
diziert. 

Als ein strukturelles Verzugshin-
dernis ortete Ondracek das sog.
Bankgeheimnis. Außerhalb des
Steuerstrafverfahrens würden
der Steuerverwaltung bei Ban-
kenprüfungen eine Binde um

die Augen gelegt, indem sie dar-
an gehindert werde, Informatio-
nen über Kundenkonten an die
Wohnsitzfinanzämter weiterzu-
leiten. Ein unzugänglicher Schritt
in die Richtung sei die sog. Kon-
tenabfrage, die es den Finanzbe-
hörden ermögliche, Informatio-
nen über das Zentralamt für
Steuern über Konten und Depot-
verbindungen abzurufen, nicht
aber über die Kontostände
selbst. 

Weitere Vollzugshindernisse
seien der weitgestreckte Be-
triebsprüfungsturnus und das
sog. „ökonomische Prinzip“:
Wenn es danach ausreichen soll,
dass nur 5 % der Steuerfälle mit
positiven Einkünften bis zu
100.000 Euro im Innendienst in-
tensiv geprüft würden, sei dies
ein grober Verstoß gegen den
Untersuchungsgrundsatz und
die Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts. 

In diesem Zusammenhang be-
wertete Ondracek die Versuche
der Verwaltung, die Arbeitsmen-
gen „irgendwie in den Griff zu
bekommen“ – auch das in Nord-
rhein-Westfalen praktizierte Ri-
sikomanagement – als Notmaß-
nahmen, die eine gerechte Be-
steuerung nicht sichern könne.

Präses Manfred Kock:
Die Gerechtigkeit als
christliche Verpflichtung
Von der Gerechtigkeit als christli-
che Verpflichtung bis zu Ethik des

>

STEUER-FACHSCHULE DR. ENDRISS Lichtstraße 45-49 . 50825 Köln
Tel. (0221) 93 64 42-799 . Fax (0221) 93 64 42-33 
E-Mail: info@steuerfachschule.de

STEUERBERATER
Vollzeitlehrgang: 13 Wochen, ab Mai 2006 oder 2007
Samstaglehrgänge: 15 Monate ab Juni/Juli
Kombilehrgänge: Vollzeit und Samstage im Wechsel, 

April 2006 bis August 2007, Frankfurt, München
Intensivlehrgang: 4 Wochen, Klausurentraining (Unterricht und Klausuren) ab August
Klausurentechnik: 6 Sonntage im Sommer
Lehrgangsorte: Dortmund, Frankfurt, Hannover, Köln, München

Weitere Lehrgänge und Seminare bundesweit
Bilanzbuchhalter, Bilanzbuchhaltung - international, Steuerfachwirt, Controller, IAS/IFRS/US-GAAP, SAP

Die Spezial-Schule für Fort- und Weiterbildung  
im Steuer-, Rechnungswesen & Controlling

.Über 50 Jahre Erfahrung

.erstklassige Dozenten

.hoher Lernerfolg

.eigenes, bewährtes Lehrmaterial

www.steuerfachschule.de

JETZT GASTHÖRERSCHEIN ANFORDERN!
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Steuerzahlers spannte Präses
Kock den Bogen seines viel be-
achteten Beitrags. 

Auf die verfängliche Frage der
Pharisäer, ob es Recht ist, dass
man dem Kaiser Steuern zahlt,
hatte Jesus in Nazareth eine
eindeutige Antwort gegeben.
„Gebt dem Kaiser was des Kai-
sers ist, gebt ihm, was ihr zu ge-
ben verpflichtet seid“.

Steuergerechtigkeit auf dieser
biblischen Grundlage sei als Teil
der christlichen Ethik für Bürger
und für den Staat eine alltägli-
che Herausforderung.

Gerechtigkeit bedeute aber
nicht Gleichmacherei. „Der Aus-
gleich zielt vielmehr drauf, dass
die eigenen Kräfte gestärkt und
Lebensrisiken gemeinsam ge-

tragen werden“.  Gerechtigkeit
dulde keine Ausbeutung der
Schwachen. Kock verwies dabei
auf die Schere zwischen Arm
und Reich in Deutschland. Die
Sozialhilfequote habe sich in
40 Jahren verdreifacht. Im Jah-
re 2002 seien 2,7 Millionen
Menschen auf soziale Hilfe 
und andere Transferleistungen
angewiesen gewesen, darun-
ter fast ein Drittel Kinder. In-
zwischen sei die Zahl weiter
gestiegen. Sozialhilfe sei heute
eine Art Grundsicherung für
Millionen.

Nachdrücklich erinnerte Kock
an den Paulusbrief an die Gala-
ter mit dem strikten Auftrag:
„Einer trage des anderen Last“.
Dazu gehöre die Verantwor-
tung für die Schaffung und Er-

haltung von Arbeitsplätzen, für
nachhaltiges ökologisch ver-
tretbares Handeln, dazu gehöre
aber auch, dass Familienarbeit,
Erwerbsarbeit und Freizeitge-
staltung in Einklang zu bringen
seien. 

Scharf kritisierte Kock die Praxis
von Unternehmen in einer glo-
balen Wirtschaft, die Menschen
in die Arbeitslosigkeit entlas-
sen, obwohl sie Jahr für Jahr
satte Gewinne kassierten und
die Manager sich selbst mit
Millionengehältern bedienten –
ein menschenverachtender Ver-
stoß gegen fundamentale ethi-
sche Prinzipien. 

„Gerechtigkeit ist die Grundla-
ge für die Würde und Freiheit
des Menschen“, fasste Präses
Kock zusammen.

Rund 200 Gäste waren nach
Wuppertal gekommen – neben
der Staatssekretärin der Abtei-
lungsleiter II im Landesfinanz-
ministerium, Spies, Oberfinanz-
präsident Ulrich Müting, Vor-
steher, Sachgebietsleiter, Rats-
mitglieder der Stadt Wuppertal
und Vertreter der Kirchen. Die
DSTG war vertreten durch den
Landesvorsitzenden NW, Hans-
Werner Kaldenhoff, sowie den
Vorsitzenden des Hauptperso-
nalrats, Hans-Jürgen Schnieber.

Klaus Saalmann begrüßte herz-
lich Kollegen Werner Hagedorn,
der als junger Kollege des mitt-
leren Dienstes im Finanzamt
Wuppertal-Elberfeld tätig war
und später bis zum DSTG und
dbb Bundesvorsitzenden auf-
stieg. �

punkt der gesamten Tätigkeit
bildet. Die Mitglieder beider
Vorstände lehnten die geplante
Absenkung der Altersgrenze für
die Gewährung von Kindergeld
bzw. für kinderbedingte Freibe-
träge von 27 auf 25 Jahre ab,
weil damit wesentliche unsozi-
ale Folgen – auch im Beamten-
recht – verbunden seien. Auch
der Wechsel bei der Entfer-
nungspauschale hin zum so ge-
nannten Werkstorprinzip und
seine Verankerung in das deut-
sche Steuerrecht wurde von
beiden Gremien im Lichte des
Verfassungsrechts als äußerst

schafften sich einen Überblick
über aktuelle Entwicklungen in
der Steuergesetzgebung. Im Fo-
kus standen vor allem die Eck-
punkte zum geplanten Steu-
eränderungsgesetz 2007, mit
dem u. a. Aufwendungen für
ein häusliches Arbeitszimmer
nur noch dann als Betriebsaus-
gaben oder Werbungskosten
steuerlich berücksichtigt wer-
den sollen, wenn dieses Mittel-

zur Tarifeinigung geleistet. Da-
mit gaben sie eine entscheiden-
de Antwort auf die bisher ein-
malige Verweigerungshaltung
der Ministerpräsidenten in den
14 Wochen andauernden Tarif-
verhandlungen. Diese gezielten
Streikaktionen in der Finanzver-
waltung trugen maßgeblich da-
zu bei, dass die Blockadehaltung
durchbrochen werden konnte. 

Die öffentlichen Diskussionen
über die Ergebnisse der Födera-
lismuskommission bewerteten
beide Gremien als Bestätigung
der von DSTG und dbb vertrete-
nen Ansicht zum Kompetenz-
wechsel im Beamtenrecht auf
die Länder. Sämtliche Experten
in der Anhörungsrunde im
Bundestag hätten sich ebenfalls
gegen eine solche Zersplitterung
des Beamtenrechts ausgespro-
chen.

Steuerpläne bringen
weitere Einschnitte
DSTG-Bundesvorstand und 
-Bundeshauptvorstand ver-

>

Auf Einladung des DSTG-Bezirks-
verbands Westfalen-Lippe tag-
ten der DSTG-Bundesvorstand
und der DSTG-Bundeshauptvor-
stand – das zweitgrößte Be-
schlussorgan der Deutschen
Steuer-Gewerkschaft zwischen
den Gewerkschaftstagen – vom
21. bis 23. Mai 2006 in Münster.
Aus Effizienzgründen wurden
erstmals beide Sitzungen zu-
sammengelegt. 

Neben dem Lagebericht der
Bundesleitung sowie Berichten
aus Kommissionen und Aus-
schüssen standen Organisa-
tionsangelegenheiten, aktuelle
politische Entwicklungen sowie
die Diskussion rund um die Eini-
gung im Tarifkonflikt mit den
Ländern auf der Tagesordnung
der dreitägigen Arbeitssitzung. 

Vor allem die streikenden Kolle-
ginnen und Kollegen des Re-
chenzentrums im Saarland ha-
ben nach Ansicht von Bundes-
vorstand und Bundeshauptvor-
stand einen wichtigen Beitrag

DSTG-Spitze fühlt sich in der 
Föderalismusdebatte bestätigt

> Die Redner bei der öffentlichen Veranstaltung in Münster v. l.: DSTG-
Chef Dieter Ondracek, die Bürgermeisterin der Stadt Münster Karin
Reismann, NRW-Finanzminister Dr. Helmut Linssen und der Vorsitzen-
de des Bezirksverbandes Westfalen-Lippe Meinolf Guntermann.



DSTG – Deutsche Steuer-Gewerkschaft

kritisch beurteilt. Nach dem
Werkstorprinzip sollen künftig
Aufwendungen für die Wege
zwischen Wohnung und Be-
trieb nicht mehr als Betriebs-
ausgaben oder Werbungskos-
ten abziehbar sein. Der gesetzli-
che Kunstgriff, wonach Fahrt-
kosten für Fernpendler ab dem
21. Kilometer wie Werbungs-
kosten bzw. Betriebsausgaben
abgesetzt werden könnten, sei
gesetzestechnisch unsauber
und führe infolge von massen-
haften Einsprüchen der Steuer-
pflichtigen zu Mehrarbeit in der
Finanzverwaltung. 

DSTG-Gremien 
verabschieden verdientes
Mitglied
Begleitet wurde die dreitägige
Arbeitssitzung von der Verab-
schiedung des langjährigen
Vorstandsmitglieds, Kollegen

>

Siegfried Schneider. DSTG-Chef
Dieter Ondracek hob die he-
rausragenden gewerkschaft-
lichen Verdienste Schneiders
hervor, der 2004 den Staffelstab
des Vorsitz des Bezirksverban-
des Südbayern der Bayerischen
Finanzgewerkschaft an Matthi-
as Bauregger weitergegeben
hat, und dankte für die langjäh-
rige gute und konstruktive Zu-
sammenarbeit. Schneider be-
dankte sich bei den Kolleginnen
und Kollegen beider Gremien
für die langjährige Zusammen-
arbeit in guter Atmosphäre und
wünschte der DSTG für die an-
stehenden schweren Aufgaben
und Herausforderungen viel 
Erfolg. 

Staat spart an 
falscher Stelle 
In der öffentlichen Veranstal-
tung im Rathaus der Stadt

>

Münster, in der neben dem Fi-
nanzminister des Landes
Nordrhein-Westfalen Dr. Hel-
mut Linssen, hochrangige Ver-
treter aus der Verwaltung, wie
der Oberfinanzpräsident der
Oberfinanzdirektion Münster
Hans-Georg Grigat, die Fi-
nanzpräsidenten der OFD
Münster Dr. Karsten Notthof
und Dr. Jochen Dirichs, der Mi-
nisterialdirigent im Finanzmi-
nisterium NRW, Axel Spies, so-
wie der Direktor der Fach-
hochschule für Finanzen Franz
Josef Flacke, der Oberfinanz-
präsident i. R. Rudolf Stader-
mann, begrüßt werden konn-
ten, ging DSTG-Chef Dieter
Ondracek eindrucksvoll auf
die Schwachstellen der aktuel-
len Steuerpolitik ein und ent-
larvte die Hintergründe für die
von den Ministerpräsidenten
geplante Zuständigkeitsüber-
führung des Besoldungs- und
Dienstrechts in Länderkompe-
tenz. 

Ondracek machte deutlich,
dass aus Betriebsprüfungen
der Finanzämter jedes Jahr zu-
sätzliche Einnahmen in Höhe
von 13 Mrd. € entstünden.
Teilweise sei die laxe Betriebs-
prüfung jedoch gewollt. Der
Staat müsse Betriebsprüfung
und Steuerfahndung ausbau-

en und nicht den Einsatz ma-
schineller Betriebssysteme 
vorantreiben. Nur so könnten
Schlupflöcher bei Körper- und
Umsatzsteuer geschlossen wer-
den. 

Die Bürgermeisterin der Stadt
Münster, Karin Reismann, be-
grüßte die Ehrengäste und De-
legierten an historischer Stätte
im Friedenssaal des Rathauses
und wünschte sich in ihrer
herzlichen Ansprache ein einfa-
cheres Steuerrecht, was zu
mehr Akzeptanz führe. >

> Interessierte Zuhörer in der ersten Reihe: der Vorsitzende des gastge-
benden Bezirksverbandes Westfalen-Lippe, Meinolf Guntermann,
Oberfinanzpräsident Hans-Georg Grigat und weitere Gäste. 

> Verabschiedete sich von den De-
legierten des Bundeshauptvor-
standes – der langjährige Vorsit-
zende des Bezirksverbandes Süd-
bayern der Bayerischen Finanz-
gewerkschaft in der DSTG, Kolle-
ge Siegfried Schneider.
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NRW-Finanzminister Dr. Hel-
mut Linssen warb bei den Dele-
gierten um Verständnis, dass
sämtliche Maßnahmen der
Landesregierung unter dem
Diktat der Haushaltskonsolidie-
rung stünden. Sein Ziel sei es,
eine schlanke, effiziente und or-
dentlich bezahlte Finanzverwal-
tung aufzubauen, die den
Wettbewerb mit der Wirtschaft
nicht scheuen müsste. Vom 1,5-
prozentigen Personalabbau in
der Verwaltung in NRW sei ne-
ben den Bereichen Schule, Jus-
tiz und Polizei auch die Finanz-
verwaltung ausgenommen.
Linssen zeichnete ein differen-

ziertes Bild zu den aktuellen
steuerlichen Neuerungen und
mahnte an, dass der einge-
schlagene steuerpolitische Kurs
des Sanierens, Reformierens
und Modernisierens weiterge-
hen müsse. Vor allem eine
Unternehmensteuerreform sei
für die Wettbewerbsfähigkeit
des Wirtschaftsstandorts
Deutschland unabdingbar. 
Den DSTG-Verantwortlichen
dankte er für die konstruktive
Mitarbeit bei der Zusammenle-
gung der Oberfinanzdirektio-
nen Düsseldorf und Köln und
warb für einen weiteren kons-
truktiven Dialog. �

zende versicherte Dr. Nawrath,
dass die DSTG von je her für ei-
ne gerechte Besteuerung ein-
tritt. Initiativen zur Schließung
von Besteuerungslücken und
zur Verhinderung von Miss-
brauch trägt die DSTG mit.

Steuerung und Koordinierung,
aber auch durch direkten Per-
sonaleinsatz geschehen. Bei
stärkerem personellem Enga-
gement kann der Bund ver-
gleichsweise mehr Einfluss ge-
winnen. In diesem Zusammen-
hang hielt es der DSTG-Bun-
desvorsitzende für wenig hilf-
reich, dass sich der Bund aus
den einstmaligen gemeinsa-
men Oberfinanzdirektionen
mit den Ländern zurückgezo-
gen hat und dies noch weiter
vorhat. Erörtert wurden auch
das geplante Steuerände-
rungsgesetz 2007 und die
Unternehmersteuerreform.
Zum Zeitpunkt des Gesprächs
war der Gesetzentwurf noch
nicht fertig gestellt. Weil die
Eckpunkte allgemein bekannt
waren, konnten die Bedenken
der DSTG zu den einzelnen Vor-
haben schon angebracht wer-
den. Dr. Nawrath zeigte sich
mit allen Einzelheiten vertraut
und sprach offen Probleme an,
die noch gelöst werden müs-
sten. Der DSTG-Bundesvorsit-

Zu einem ersten Gespräch und
einem ausführlichen Mei-
nungsaustausch traf der DSTG-
Bundesvorsitzende Dieter On-
dracek mit dem für Steuerfra-
gen zuständigen Staatssekre-
tär im Bundesministerium der
Finanzen, Dr. Axel Nawrath, zu-
sammen. 

Als zentrales Thema wurde die
Stärkung der Bundeskompe-
tenz im Besteuerungsverfah-
ren behandelt. In dem Begleit-
gesetz zur Föderalismusreform
sind neue Möglichkeiten der
Koordinierung und Einfluss-
nahme des Bundes für eine
gleichmäßige Besteuerung
enthalten. Als Konsequenz
wird die Bundesbetriebsprü-
fung innerhalb eines Zeitrau-
mes von 10 Jahren um 500 Per-
sonen aufgestockt. Die Ge-
sprächspartner stimmten
überein, dass der Bund, der an
den Gemeinschaftssteuern zu
einem großen Teil beteiligt ist,
auch auf die gleichmäßige Er-
hebung der Steuern einwirken
können muss. Dies kann durch

Allerdings hält die DSTG die
Begrenzung der Abzugsmög-
lichkeiten für die Fahrtkosten
zwischen Wohnung und Ar-
beitsstätte für höchst proble-
matisch. Die Bekämpfung der
Steuerkriminalität und die Ein-
dämmung der Umsatzsteuer-
betrügereien findet jeweils die
volle Unterstützung der DSTG.
Das Gespräch fand in freund-
licher Atmosphäre statt. Eine
Fortsetzung des Dialogs wurde
vereinbart. �

> Die Teilnehmer und Ehrengäste verfolgen aufmerksam die Rede von
NRW-Finanzminister Dr. Helmut Linssen.

Starke Rolle für den Bund 
im Besteuerungsverfahren 

> Dieter Ondracek mit Staatssekretär Dr. Axel Nawrath. 
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auf Landesebene. Zuletzt
wurden die Oberfinanzdi-
rektionen Stuttgart und
Karlsruhe zu einer gemein-
samen Oberfinanzdirektion
in Karlsruhe zusammenge-
legt. Dabei war es ihm im-
mer besonders wichtig, dass
die Aufgabenerledigung
innerhalb der Finanzverwal-
tung des Landes Baden-
Württemberg bürgernah
und gerecht erfüllt werden
sollte. Sein Führungsstil als
Chef der einzigen Mittelbe-
hörde in der Finanzverwal-
tung Baden-Württemberg
entsprach seinem Credo:
„Veränderungen, die man
nicht aufhalten kann, soll
man begrüßen". Danach hat
Dr. Walz gehandelt und den
Grundstein für eine erfolg-
reiche Umsetzung der ein-
geleiteten Reformen für ei-
ne zukunftsfähige Finanz-
verwaltung gelegt. �

Stuttgart IV, folgte 1978 der
Wechsel in das Finanzminis-
terium mit dem Aufgaben-
gebiet Bund/Länderangele-
genheiten. 1991 wechselte
Dr. Walz vom Finanzministe-
rium in das Staatsministe-
rium Baden-Württemberg. In
sein dortiges Aufgabenge-
biet als Abteilungsleiter 1
fielen u. a. die Landesangele-
genheiten Inneres, Landwirt-
schaft und Soziales. Dane-
ben war er als Oberst der Re-
serve Verbindungsoffizier
des Wehrbereichskomman-
dos V zur Landesregierung.
Die Amtszeit von Dr. Man-
fred Walz war besonders ge-
prägt von vielen Reformen
sowohl auf Bundes- als auch

Der Oberfinanzpräsident der
Oberfinanzdirektion Karlsru-
he, Dr. Manfred Walz, ist
nach einer schweren Erkran-
kung am 7. Mai 2006 im Al-
ter von 62 Jahren verstorben.
Mit Dr. Walz verliert die Fi-
nanzverwaltung eine her-
ausragende Führungsper-
sönlichkeit, die durch hohe
Fachkompetenz und Geradli-
nigkeit zu überzeugen wus-
ste. Der 1943 in Nellingen
geborene Jurist leitete seit
dem 1. November 2000 die
Oberfinanzdirektion Karlsru-
he. Dr. Walz trat im Jahr
1974 in die Steuerverwal-
tung Baden-Württemberg
ein. Nach Tätigkeiten bei den
Finanzämtern Esslingen und

erfahren · sicher · günstig
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Oberfinanzpräsident
Dr. Manfred Walz verstorben   

> Dr. Manfred Walz †
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zur Turnierorganisation gibt es
im Internet unter
www.deutschlandtur-
nier2006.de sowie www.dstg-
berlin.de

Die Gruppenauslosung für das
Fußballturnier brachte folgen-
des Ergebnis (bei „NN“ finden
noch Qualifikationen statt): 

Gruppe A
LV Hamburg (FSG Hamburg)
LV Nordrhein-Westf.
(SG Herford-Bünde)
LV Bayern (bfg) 
(FA München IV)
LV Hessen (SG Frankfurt/M.)
LV Rheinland-Pfalz
(FA Neuwied)

Gruppe B
BV Düsseldorf
(FA Essen-Ost)
LV Berlin II (NN)
LV Sachsen-Anhalt
(FA Halle-Nord)
LV Niedersachsen
(SG Verden-Nienburg)
LV Meckl.-Vorpommern
(FA Ribnitz-Damgarten)

Gruppe C
LV Schleswig-Holstein
(SG Neumünster-Itzehoe)

Der Vorstand der Deutschen Fi-
nanzsporthilfe (DFSH) traf am
11. Mai 2006 in der Bundesge-
schäftsstelle der Deutschen
Steuer-Gewerkschaft in Berlin
mit dem Organisationsteam
der Finanzsportgemeinschaft
Berlin e. V. unter Leitung von
Kollegin Christa Röglin zusam-
men, um das 31. Deutschland-
turnier der Finanzämter vorzu-
bereiten, das in der Zeit vom
14. bis 16. September 2006 in
Berlin stattfindet. Die Wett-
kämpfe im Fußball, Tennis,
Tischtennis, Schach,  Bowling
und Kegeln beginnen am 15.
September 2006. Zusätzlich
haben die Berliner Organisato-
ren ein Volleyball-Turnier ins
Sportprogramm aufgenom-
men. Im Rahmen des Deutsch-
landturniers werden zwei
Abendveranstaltungen für den
nötigen Ausgleich zur sport-
lichen Anspannung sorgen.

Schirmherr der Veranstaltung
mit einer Beteiligung von rund
1.600 Sportlerinnen, Sportlern
und Gästen ist der Berliner Fi-
nanzsenator, Thilo Sarrazin.
Ausführliche Informationen

LV Thüringen (LFD Erfurt)
LV Berlin I (NN)
BV Westfalen-Lippe
(FA Recklinghausen)
BV Württemberg (FA Ulm)

Gruppe D
BV Köln (FA Aachen-Kreis)
LV Sachsen
(FSG Chemnitz-Süd)
LV Saar (FSG Saar)
BV Baden (FA Heidelberg)
LV Brandenburg
(FA Potsdam)

Bereits am 10. Mai 2006 kam
der DFSH-Vorstand zu seiner
81. Vorstandssitzung in der
DSTG-Bundesgeschäftsstelle
in Berlin zusammen, um die
Deutschlandturniere in den
Jahren 2006 bis 2009, das
Internationale Finanzsport-
turnier vom 11. bis 15. Juni
2006 in Paris und die DFSH-
Mitgliederversammlung am
14. September 2006 in Berlin
vorzubereiten. �

Großer Sport in Berlin 

Startschuss für 31. Deutschlandturnier
der Finanzämter

> Der DFSH-Vorstand kam zu seiner 81. Sitzung in Berlin zusammen; 
v. l.: Vorsitzender Richard Huber, BHW-Referatsleiter Ulrich Pape (das
BHW ist wichtiger Sponsor der Deutschlandturniere und seit vielen
Jahren sportlicher Werbepartner der DFSH), DSTG-Chef Dieter Ondra-
cek, der gleichzeitig Beisitzer im DFSH-Vorstand ist, stellvertretender
Geschäftsführer Paul Hujer, Geschäftsführer Heinz Gewehr und stell-
vertretender Vorsitzender Josef Küpper.

Steuergerechtigkeit
unter Brüdern 
Ein Kollege übermittelte uns ei-
nen Vorschlag zu einer „gerech-
ten“ Steuerreform. Er schlägt
vor, alle Abzüge bei Werbungs-
kosten, Sonderausgaben und
außergewöhnlichen Belastun-
gen nur zu einem festen Pro-
zentsatz von der Steuer abzugs-
fähig zu machen. Er untermau-
ert seine Meinung mit einem
Beispiel aus der eigenen Familie. 

Sein Bruder hat Einkünfte in Hö-
he von 400.000 €. Als Finanzbe-
amter hat er Einkünfte i. H. von
45.000 €. Beide sind verheiratet.
Beide haben einen Sohn, der als
Student auswärts unterge-
bracht ist. Jedes der Kinder ver-
ursacht Kosten durch den Un-
terhalt, Krankenversicherung
etc. und die auswärtige Unter-
bringung i. H. 750,- € monatlich.
Der Kollege fragt: „Warum hat
mein Bruder eine mehr als dop-
pelt so hohe steuerliche Entlas-
tung wie ich? Die Kosten sind
dieselben.“

Weiteres Beispiel – 
Entfernungspauschale

Sein Bruder und er fahren beide
das gleiche Auto. Beide fahren

13 km zur Arbeit. Der Bruder
hat aus der Entfernungspau-
schale eine mehr als doppelt
so hohe steuerliche Entlastung.
Die Kosten sind dieselben.

Anhand dieser beiden einfa-
chen Beispiele wollte der Kolle-
ge die „Ungerechtigkeit“ des
derzeitigen Steuerrechts deut-
lich machen. Er meint, bei Ver-
wirklichung seines Vorschlags
könnte man auf die so genann-
te Reichensteuer verzichten. �
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Günter Reinsbach, stellvertre-
tender Landesvorsitzender der
DSTG Rheinland-Pfalz ist am
15. März 2006 mit der Ver-
dienstmedaille des Landes
Rheinland-Pfalz geehrt wor-
den. Die Ehrung erfolgte in
festlichem Rahmen durch den
Präsidenten der Struktur- und
Genehmigungsdirektion Nord
in Koblenz, Hans-Dieter Gas-
sen. In der Laudatio für den Or-
densanwärter Reinsbach wur-
den die großen Verdienste in
seiner 40-jährigen Dienstzeit
im Bereich der Personalvertre-
tung herausgestellt. Präsident
Gassen wörtlich: „In Ihrer
Dienstzeit haben Sie nicht nur
Ihre Dienstpflicht erfüllt, son-
dern sich darüber hinaus auch
immer wieder für die Belange
der Kolleginnen und Kollegen
eingesetzt.

In der DSTG Rheinland-Pfalz
war Günter Reinsbach von
1980 bis 2000  Ortsverbands-
vorsitzender der DSTG beim Fi-

nanzamt Koblenz. Von 1988 bis
1994 war er Vorstandsmitglied
und seit 1994 Mitglied im ge-
schäftsführenden Vorstand, so-
mit auch stellvertretender Lan-
desvorsitzender. Seit 1994 ist er
Mitglied des Bundeshauptvor-
standes der DSTG und Mitglied
des Hauptvorstandes des dbb
Rheinland-Pfalz. �

Lehrgänge zum Steuerberater

Samstaglehrgang* seit 20.5.2006
Dreimonatskurs* 5.6. – 25.8.2006
Crash-Kurs* 28.8. – 22.9.2006
Fernlehrgang* ca. 1 Jahr
Klausurenkurs 1.4. – 15.9.2006
*inklusive Loseblattausgabe, Klausurenkurs, mündl. Vorbereitung

Begutachtet durch das Bundesinstitut für 
Berufsbildung. Zugelassen durch die Staatliche 
Zentralstelle für Fernunterricht.

Aktuelles Steuerrecht für Praktiker:

Aktuelles Ertragsteuerrecht 10.6.2006

Aktuelles Ertragssteuer-/Außensteuerrecht 9.9.2006

Aktuelles Unternehmensteuerrecht 21.10.2006

50476 Köln, Postfach 10 36 65 Partner von
Tel.: (02 21) 4 20 56 20 Abels/Kallwas/Stitz
Fax: (02 21) 4 20 56 11 Lehrgänge zum
E-Mail: steuer@stitz.de WP/vBP
Internet: www.stitz.de www.aks-online.de

> TAUSCHECKE

� A 11er aus Sachsen sucht dringend einen Tauschpartner im Be-
reich Schleswig Holstein (vorzugsweise Raum Ostholstein bis Kiel)
oder Hamburg. Zwecks Organisation eines Ringtausches sind auch
Wechselwillige aus anderen Bundesländern oder nach Baden-Würt-
temberg willkommen. Versetzungsantrag bereits gestellt. Tel.
01 73/5 92 77 32

� Steueroberinspektorin (A 10) aus Sachsen (FA Chemnitz-Süd, OFD
Chemnitz) sucht Tauschpartner aus Hessen (Rhein-Main-Gebiet).
Auch Ringtausch mit Bayern möglich. Der Versetzungsantrag wurde
bereits gestellt. Kontakt unter: 03 71/27 93 28 oder
01 74/9 75 46 27.

� Steueramtfrau (A 11) aus Hessen sucht Tauschpartner aus Rhein-
land-Pfalz (A 11) oder A 10); auch Ringtausch. Tel. 0 69/25 45-28 47.

� A 11 aus Hessen (Darmstadt) sucht Tauschpartner im südlichen
Rheinland-Pfalz (Germersheim) oder südlichen Baden-Württemberg
(Karlsruhe, Rastatt). Kontakt bitte über 0 72 73/40 96.

� Steueroberinspektor (A 10) aus Hessen (FA Offenbach-Stadt, OFD
FF/M. sucht aus familiären Gründen dringend einen Tauschpart-
ner/in aus dem gehobenen Dienst (A 9–A 11) in Bayern (OFD Mün-
chen). Versetzungsantrag wurde gestellt. Ringtausch ist möglich.
Tel. dienstl. 0 69/80 91 22 22 oder privat 0 61 88/9 14 10 35 und
01 79 5 22 15 67.

� StI’in z. A. (A 9) aus Niedersachsen (OFD Hannover) sucht aus fami-
liären Gründen dringen eine/n Tauschpartner/in aus Bayern, ggf.
auch im Wege des Ringtausches. Versetzungsantrag ist bereits ge-
stellt. Bitte meldet euch bei mir unter 01 76/22 21 76 79 oder made-
lein609@aol.com

� StI’in aus Brandenburg (FA Finsterwalde) sucht aus familiären
Gründen eine/n Tauschpartner/in aus Sachsen-Anhalt oder Nieder-
sachsen. Bitte meldet euch unter 03 90 02/4 02 47 oder
520052449267-0001@t-online.de

StOS’in aus Schleswig-Holstein (FinMin Kiel, FA Rendsburg) sucht
Tauschpartner/in aus NRW. Auch Ringtausch. Bitte meldet euch
dringend bei mir unter 0177/6 35 23 58.

� StIin z. A. (A 9) aus Baden Württemberg sucht Tauschpartner/in
aus Niedersachsen (Ringtausch mit Sachsen-Anhalt möglich) oder
Thüringen. Tel. 01 76/23 57 86 93 oder 0 76 65/5 29 04 88. 

� StOS’in (A 7) aus NRW (OFD Rheinland, Abteilung Düsseldorf)
sucht dringend aus familiären Gründen Tauschpartner/in aus Hes-
sen (OFD Frankfurt). Versetzungsantrag wurde bereits gestellt. Bitte
meldet euch unter 0 20 64/44 53 24 oder abends unter
01 77/4 95 84 99.

� StAF (A 11) aus Mecklenburg-Vorpommern sucht aus familiären
Gründen dringend eine/n Tauschpartner/in (A 10 oder A 11) aus
Niedersachsen. Bitte meldet euch unter 01 60/99 44 77 74.

� Steuerinspektorin (A 9) aus Niedersachsen (OFD Hannover, FA Ol-
denburg) sucht aus familiären Gründen Tauschpartner/in aus NRW
(OFD Rheinland). Versetzungsantrag ist gestellt. Interessenten bitte
beim DStG Magazin oder unter 04 41/23 83 46 melden.

� Steuerinspektorin z. A. (A 9) aus Niedersachsen (OFD Hannover)
sucht aus familiären Gründen dringend einen Tauschpartner aus
Sachsen-Anhalt oder Thüringen. Ringtausch mit Baden-Württem-
berg ist möglich. Bitte melden unter 01 62/4 29 00 41 oder 03 44 63/
2 71 19.

� StOSin (A 7) aus Sachsen-Anhalt (FA Dessau) sucht dringend aus
familiären Gründen einen Tauschpartner/in aus den Bereichen der
OFD Brandenburg oder Sachsen. Versetzungsanträge wurden bereits
gestellt. Bitte meldet euch unter 01 72/6 44 38 80, 01 73/1 30 31 23
oder 03 53 22/1 83 82.

Verdienstmedaille von 
Rheinland-Pfalz 
an Günter  Reinsbach

> Günter Reinsbach (re.) emp-
fängt die Verdienstmedaille
und Glückwünsche von Präsi-
dent Hans-Dieter Gassen.
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sind. Bürger reichten dann An-
gaben und Belege nach, die spä-
ter zur Berichtigung führen. Auf-
grund des Zeit- und Mengen-
drucks ist es den Bearbeitern
vielfach nicht möglich, Unstim-
migkeiten in der Erklärung tele-
fonisch abzuklären. Auch daraus
resultieren Einsprüche. Der Un-
mut über das Steuerzahlen
wachse, sodass auch deshalb
mehr Einsprüche erhoben wür-
den. 

Das ZDF-Magazin Frontal 21 be-
fasste sich mit den steuerlichen
Privilegien der FIFA, die im Zu-
sammenhang mit der Fußball-
weltmeisterschaft zuerkannt
wurden. Der DSTG-Vorsitzende
kritisierte hier die politischen
Zusagen von Steuerprivilegien,
weil diese ungerecht seien. Der
reichste Sportverband der Welt
werde steuerlich begünstigt. Die
kleinen Heimatvereine dagegen

Das Steuerrecht interessiert die
Öffentlichkeit. Drei Themen in
einer Woche waren Gegenstand
der Fernsehberichterstattung.
Die ARD-Tagesschau (Foto) inte-
ressierte sich für die Mehrergeb-
nisse der Betriebsprüfer und
wunderte sich darüber, dass 1/3
der gesamten Körperschaftsteu-
er erst durch die Betriebsprü-
fung hereingeholt werden muss. 

Für die ARD-Tagesthemen war
die Rechtsbehelfsstatistik inter-
essant. 4,5 Millionen Einsprüche
im Jahr 2005 bedeuten einen
Zuwachs von 27 % im Vergleich
zum Vorjahr. Journalisten fragen
dann, warum die Finanzämter
plötzlich so viele Fehler machen.
Der DSTG-Bundesvorsitzende
Dieter Ondracek konnte klarstel-
len, dass es sich nicht um Bear-
beitungsfehler handele, sondern
meist um Fehler, die schon in
der Steuererklärung enthalten

bekommen oftmals mit den Fi-
nanzämtern Probleme, wenn
sie Vereinsfeste ausrichten und
dabei über die Grenze des wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrie-
bes kommen. �

bfg behauptet Mehrheiten!
Die Bayerische Finanzgewerk-
schaft wurde bei den Personal-
ratswahlen von den Wählerin-
nen und Wählern als führende
Kraft auf allen Ebenen ein-
drucksvoll bestätigt. 

Bei der Wahl zum Hauptperso-
nalrat beim Bayerischen
Staatsministerium der Finan-
zen erreichte die bfg folgende
Sitzverteilung:
Beamte: 11 von 14 Sitzen – 
Arbeitnehmer: 1 von 3 Sitzen –
Jugend: 7 von 7 Sitzen.

Bei der Wahl zum Bezirk-
spersonalrat beim Landes-
amt für Steuern – Dienst-
stelle Nürnberg hat die bfg
folgende Sitzverteilung er-
reicht: Beamte: 10 von 13
Sitzen –  Arbeitnehmer: 
1 von 2 Sitzen – Jugend: 7
von 7 Sitzen.

Bei der Wahl zum Bezirk-
spersonalrat beim Landes-
amt für Steuern – Dienst-
stelle München sieht die
Sitzverteilung für die bfg wie
folgt aus:

Beamte: 12 von 15 Sitzen –
Arbeitnehmer: 1 von 2 Sitzen
– Jugend: 7 von 7 Sitzen

DSTG dominiert in
Hamburg

Die DSTG ging als Sieger aus
den Personalratswahlen bei
der Steuerverwaltung der Fi-
nanzbehörde Hamburg her-
vor. Gewählt wurde nach der
Novellierung des Hamburger
Personalvertretungsgesetzes
ohne Trennung zwischen An-
gestellten und Arbeitern mit

>

der Folge, dass der Arbeitersitz
entfallen ist; die Arbeitneh-
mergruppe hat – wie bisher
die Angestelltengruppe – vier 
Sitze. Aufgrund des rückläufi-
gen Gesamtpersonalbestandes
hat der Personalrat künftig
noch 17 Sitze (bisher 19), die
sich wie folgt verteilen (in
Klammern die Zahlen aus
2003):

DSTG ver.di

Beamte 12 (12) 1 (2)
Arbeitnehmer 3 ( 3) 1 (1)

Bei Personalratswahlen in Bayern 
und Hamburg gehen bfg und DSTG 
als Sieger hervor 

DSTG zu Steuerthemen im
Fernsehen gefragt
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Das hat Deutschland
nicht verdient!
Vor den Negativfolgen der Fö-
deralismusreform für den öf-
fentlichen Dienst hat der dbb in
einer neuen Anzeige gewarnt,
die am 19. Mai 2006 in großen
deutschen Tageszeitungen er-
schienen ist. Zugleich appelliert
der dbb an die Bundestagsab-
geordneten, bei ihrer Entschei-
dung die schädlichen Auswir-
kungen der Reform zu beden-
ken. Die Anzeige wurde in die-

Die Ergänzung des Artikels 33
Abs. 5 Grundgesetz um eine „so
genannte Fortentwicklungsklau-
sel“ wurde als überflüssig oder
sogar schädlich beurteilt, weil
das geltende Recht bereits aus-
reichend Spielraum für Änderun-
gen und Anpassungen ermög-
licht beziehungsweise allenfalls
Vorschub für eine Aufweichung
des besonderen Rechte- und
Pflichtengefüges des Berufsbe-
amtentums geleistet würde. Auf
ebenso wenig Zustimmung stieß
bei den Experten die geplante
Kompetenzverlagerung des Lauf-
bahn-, Besoldungs- und Versor-
gungsrechts auf die Länder. Be-
fürchtet wurde insbesondere ein
kaum zu bewältigender Bürokra-
tiezuwachs, wenn künftig in 16
Landesministerien Dienstrechts-
abteilungen aufgebaut werden
müssten. Negative Konsequen-
zen für Mobilität und Flexibilität
der Beamtinnen und Beamten
wären außerdem die Folge unter-
schiedlicher Länderregelungen
im Besoldungs- und Laufbahn-
recht. �

> Konferenz zur 
Föderalismusreform

Am 22. Juni 2006 werden dbb
und DGB eine gemeinsame Kon-
ferenz zum Thema „Föderalismus
im öffentlichen Dienst“ durchfüh-
ren. Eingeladen sind unter ande-
rem alle Bundestagsabgeordne-
ten, weil der Bundestag es trotz
vielfacher Kritik mehrheitlich ab-
gelehnt hat, die Reform-Konzep-
tion in Anhörungen der Fachaus-
schüsse zur Diskussion zu stellen.
Es bietet sich daher an, einmal
den umgekehrten Weg zu gehen,
um mit den Parlamentariern den
Dialog zu pflegen.Bei der Reform
ist im Bereich des öffentlichen
Dienstrechts eine Verlagerung
von Kernkompetenzen auf die
Länder vorgesehen. Daher wird
diese Thematik im Mittelpunkt
der Konferenz stehen. Unter an-
derem ist ein Vortrag des „Zeit-
zeugen“ Hans-Dietrich Genscher
vorgesehen, der von 1969 bis
1974 Bundesinnenminister war
und maßgeblich daran mitge-
wirkt hat, die Kompetenzen im
öffentlichen Dienstrecht auf die
Bundesebene zu verlagern.

sen Zeitungen veröffentlicht:
Frankfurter Allgemeine Zei-
tung, Süddeutsche Zeitung,
Welt, Tagesspiegel, General-An-
zeiger, Münchner Merkur, Saar-
brücker Zeitung, Ostsee-Zei-
tung, Neue Westfälische. Ferner
ist das Motiv – wie die beiden
vorangegangenen Anzeigen
auch – als Wandzeitung für die
Schwarzen Bretter verteilt wor-
den.

Massive Kritik ...

... an den im Zuge der Föderalis-
musreform geplanten Änderun-
gen des Beamtenrechts haben
auch die am 17. Mai 2006 zu
einer gemeinsamen Anhörung
des Rechtsausschusses des
Bundestages und des Ausschus-
ses für innere Angelegenheiten
des Bundesrates geladenen
Sachverständigen geäußert.

>
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> Zahlen und Fakten

Die Personalkosten des Bundes sind zwischen 2001 und
2005  von 11,1 auf 10,5 Prozent gesunken. Dies wurde be-
wirkt durch Arbeitszeitverlängerungen in einem Umfang
von 6,5 Prozent ohne Besoldungsausgleich, die zum Abbau
von Arbeitsplätzen und damit zu einer erheblichen Ar-
beitsverdichtung führten. Allein dadurch „haben die
Bundesbeamten bereits einen erheblichen Anteil an den
Sparanstrengungen geleistet. Nachdem die Sonderzahlun-
gen ab 2004 auf 60 Prozent (beziehungsweise 50 Prozent
für Versorgungsempfänger) zusammengestrichen wurden,
ist eine erneute Absenkung auf 30 beziehungsweise 25
Prozent nicht vermittelbar. Wenn die Bundesbeamten zu
den von ihnen seit 1993 bereits erbrachten Einsparungen
von sechs Milliarden Euro jetzt zusätzlich noch weitere
500 Millionen Euro aufbringen sollen, ist dies eine über-
proportionale, ungerechtfertigte Belastung.

Stellungnahme und Anhörung:

dbb erreicht Nachbesserungen 
zum Haushaltsbegleitgesetz
Die von der Bundesregierung geplante erneute
Einkommenskürzung bei den Bundesbeamten 
benachteiligt die Beamten gegenüber anderen
Arbeitnehmern und beschädigt „tiefgreifend“
das Vertrauen der Beamten in ihren Dienst-
herrn. Das hat dbb Chef Peter Heesen in einer
Stellungnahme zum Entwurf eines Haushalts-
begleitgesetzes festgestellt, die bei der öffent-
lichen Anhörung am 4. Mai 2006 in Berlin vor-
gelegt wurde. Bei der Anhörung selbst konnte
der dbb Bundesvorsitzende Nachbesserungen
erreichen 

Kritische 
Stellungnahme

Heesen erinnerte die Koalition
an ihr Ziel „Reformieren, inves-
tieren und Zukunft gestalten“.
Dies werde mit der geplanten
Halbierung der bereits verkürz-
ten Sonderzahlung in den Jah-
ren 2006 bis 2010 auf 2,5 Pro-
zent der Jahresbezüge und für
Versorgungsempfänger auf

> 2,085 Prozent der Jahresbezü-
ge „in jeder Hinsicht verfehlt“.
Der erneute überproportionale
Zugriff auf die Sonderzahlung
verstärke den Einkommensver-
lust der Bundesbeamten und
missachte den Grundsatz der
gleichmäßigen Einkommens-
entwicklung im öffentlichen
Dienst. Zudem stünde den Be-
soldungsanpassungen von

12,8 Prozent für Beamte in den
Jahren 1998 bis 2005 ein An-
wachsen des durchschnitt-
lichen Lohn- und Einkommens-
niveaus in der Bundesrepublik
um 19,5 Prozent gegenüber.
Besonders hart seien von den
Kürzungen der vergangenen
Jahre Beamte der Bundespoli-
zei und Bundeszollverwaltung
betroffen, die ganz überwie-
gend dem mittleren Dienst an-
gehören. So habe ein 30-jähri-
ger verheirateter Bundesbe-
amter mit zwei Kindern, der
heute 2 240 Euro monatliche
Dienstbezüge erhält, seit dem

Jahr 1993 – unter Berücksichti-
gung des Zugriffs auf Urlaubs-
geld und Sonderzahlung – auf
rund 6 200 Euro verzichten
müssen. Für den Bundeshaus-
halt bedeute dies seit 1993 ei-
ne Einsparung von über sechs
Milliarden Euro. „Wenn nun-
mehr die Bundesbeamten er-
neut zu Einsparungen von
mehr als 500 Millionen Euro zu
den gesamten Einsparungen
im Bundeshaushalt herange-
zogen werden sollen, ist dies
nicht gerechtfertigt und wird
als überproportional abge-
lehnt. Viele Beamte fragen sich
deshalb, ob der Dienstherr sich
noch an Recht und Gesetz und
die Fürsorgepflicht gebunden
fühlt“, heißt es in der Stellung-
nahme des dbb.

Erfolg bei der 
Anhörung

Während der Anhörung am 4.
Mai 2006 gelang es dem dbb
Bundesvorsitzenden Peter
Heesen, Nachbesserungen am
Gesetzentwurf zum Haushalt-
begleitgesetz zu erreichen.
Gegenüber der ursprünglichen
Fassung soll der Festbetrag für
Beamte der Besoldungsgrup-
pen A2 bis A8 um ein Viertel
erhöht werden. Dies bedeutet
nicht zuletzt auch eine zumin-
dest grundsätzliche Anerken-
nung der Notwendigkeit einer
sozialen Komponente. Ferner
setzte sich der dbb Chef mit Er-
folg dafür ein, dass die zeitli-
che Befristung der Absenkung
der jährlichen Sonderzahlung
erhalten bleibt und nicht – wie
im Gesetzentwurf zum Haus-
haltbegeleitgesetz ursprüng-
lich vorgesehen war – auf Dau-
er bestehen bleiben soll. �

>

Heesen: „Die geplanten
Kürzungen stehen einer
umfassenden Dienst-
rechtsreform entgegen
und gefährden diese 
erheblich.“
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Pensionsgrenze:

Freiwillige Längerarbeit
honorieren 
dbb Chef Peter Heesen hat sich dafür ausge-
sprochen, die Altersbezüge von Beamten zu er-
höhen, die freiwillig über die Regelaltersgrenze
hinaus arbeiten. Der Trend zur Frühpensionie-
rung sei rückläufig, sagte Heesen dem Wirt-
schaftsmagazin „Geldidee“ (Ausgabe Juni 2006)
zur Begründung. „Damit das so bleibt, bin ich
dafür, die Anreize zu verbessern, um die Men-
schen länger im Arbeitsleben zu halten.“

> Ein völlig neuer Ansatz: freiwillig länger im Job – mit höheren Alters-
bezügen.

Heesen wird Bundesinnenmi-
nister Wolfgang Schäuble vor-
schlagen, die Altersbezüge der-
jenigen Beamten zu erhöhen,
die freiwillig länger im Job
bleiben, über 65 oder dem-
nächst vielleicht 67 Jahre hin-
aus. „Das wäre ein völlig neuer
Ansatz. Unter dem Strich
könnte das sogar beim Sparen
helfen“, erläuterte der dbb
Chef.

Mit Blick auf die Diskussion
um die Kosten der Pensionsan-
sprüche erinnerte Heesen da-
ran, dass die Beamten sich
nicht selbst eingestellt haben,
sondern die Politiker dies ge-
tan hätten. „Allerdings pochen
wir darauf“, so Heesen weiter,
„dass heute eingehalten wird,
was man den Beamten bei ih-
rer Einstellung für den Ruhe-
stand versprochen hat. Das ist

ihr gutes Recht.“ Der dbb stehe
zu dem Grundsatz, dass bei der
Altersversorgung keine Berufs-
gruppe besser gestellt werden
dürfe als andere. „Inzwischen

werden wir aber sogar schlech-
ter gestellt als andere“, kriti-
sierte Heesen. Das habe das
Bundesverfassungsgericht im
vergangenen Jahr bestätigt. �

Mit der Tarifeinigung von
Potsdam haben die dbb tarifu-
nion und die Tarifgemein-
schaft der Länder (TdL) nach
über drei Monaten Arbeits-
kampf am 19. Mai 2006 einen
tragfähigen Kompromiss ge-
funden. Neben notwendigen
Zugeständnissen, wie beim
Thema Sonderzahlungen,
konnten im Gegenzug wichti-
ge Erfolge erzielt werden, un-
ter anderem bei der linearen
Gehaltserhöhung von 2,9 Pro-
zent für 2008, beim Fortbe-
stand der Unkündbarkeit oder
bei der weiterhin niedrigeren
Arbeitszeit für Beschäftigte
mit besonders hoher Arbeits-
belastung. Und ein Weiteres:
Der Flächentarifvertrag bleibt
erhalten. Für alle Beschäftig-
ten des öffentlichen Dienstes

gelten wieder einheitliche Ta-
rifverträge.
Die in Potsdam vereinbarten
Regelungen müssen jetzt auch
für die Landesbeamten zum
Tragen kommen. Das betrifft
insbesondere die Übernahme
der Vereinbarung zur Sonder-
zahlung und die Anpassung
der Arbeitszeit der Beamten
an die der Tarifbeschäftigten.
Ferner muss auch für Beamte
gelten, was in Sachen Einmal-
zahlungen und Übertragung
der linearen Einkommenser-
höhung von 2,9 Prozent für
2008 für die Tarifbeschäftig-
ten vereinbart wurde. Die
Potsdamer Beschlüsse weisen
einen guten Weg. Die Länder-
arbeitgeber sind gut beraten,
diesen nun auch für die Beam-
ten zu öffnen. �

Landesbeamte
gleichstellen 

> Geschafft: Willi Russ, Frank Stöhr (dbb), Dr. Horst Metz, Hartmut Möll-
ring (TdL) sowie Christian Zahn und Frank Bsirske (ver.di) treten vor die
Presse.
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dbb Frühjahrssitzung:

Hamburger Beschlüsse
Der Bundeshauptvorstand des dbb, das zweit-
höchste Gremium zwischen den Gewerk-
schaftstagen, ist zu seiner Frühjahrssitzung am
7. und 8. Mai 2006 in Hamburg zusammenge-
kommen. Die Delegierten erörterten aktuelle
gewerkschaftspolitische Fragen und forderten
in einer Entschließung die Sicherung guter Zu-
kunftsperspektiven für den öffentlichen Dienst.

Die Sicherung guter Zukunfts-
perspektiven für den öffent-
lichen Dienst sei unerlässlich,
weil insbesondere der Bund
mit der Verlängerung der Wo-
chenarbeitszeit, einer neuer-
lichen Kürzung des Weih-
nachtsgeldes, der Streichung
des Urlaubsgeldes und der
Fortsetzung pauschaler Stel-
lenkürzungen „ein negatives
Signal gesetzt“ habe, heißt es
zur Begründung in der Ent-
schließung.

Neue Kürzungen 
verhindern

Reformen im öffentlichen
Dienst dürften kein Synonym
für eine verdeckte oder offene
Fortsetzung der Kürzungs-
politik sein, sondern müssten
allein die Förderung von Qua-
lität, Kreativität und Motiva-
tion und eine funktions- und
leistungsgerechte Bezahlung
zum Ziel haben. Darauf zu ach-
ten ist auch Aufgabe des dbb.

>

Deshalb ist es jetzt erforder-
lich, die bisherigen Sparmaß-
nahmen erneut zu verhandeln
mit dem Ziel, sie mindestens
auszugleichen, neue Kürzun-
gen dabei zu verhindern und
Zug um Zug Fortschritte für die
Beschäftigten und den Perso-
nalnachwuchs durchzusetzen.

Zu den Zielen dieser Nachver-
handlungen gehöre, das jetzi-
ge Bezahlungsniveau als Min-
destvoraussetzung und die
Teilhabe an der allgemeinen
Einkommensentwicklung zu
sichern. Die bereits zugesagten
Einmalzahlungen müssten
endlich realisiert werden. Der
dbb fordert weiter die volle
Anrechnung der bereits vollzo-
genen Kürzungen der Versor-
gung bei der weiteren Versor-
gungsgesetzgebung sowie den
Aufbau eines zweiten Versor-
gungsfonds aus Mitteln, die

durch Arbeitszeitverlängerun-
gen und durch Versorgungs-
rücklagen bei Neueinstellun-
gen eingespart werden. Ziel sei
auch eine gesetzlich geregelte
Mitnahmefähigkeit von erwor-
benen Versorgungsansprü-
chen, um die Mobilität zwi-
schen öffentlichem Dienst und
Privatwirtschaft zu fördern.

Breites 
Themenspektrum

Des Weiteren befasste sich 
der Bundeshauptvorstand mit
Aspekten der Föderalismusre-
form und deren negative Aus-
wirkungen für die Bereiche
Dienstrecht, Bildung und Um-
weltschutz, erörterte unter 
anderem neue Formen der 
Arbeitsorganisation, um ein
flexibles Zeitmanagement zu
fördern, und lehnte mit Nach-
druck den Einsatz der Bundes-
wehr, etwa bei der Fußball-
weltmeisterschaft, ab. Zur 
Gewährleistung der inneren 
Sicherheit müssten stattdes-
sen die erforderlichen Kräfte
bei den Polizeien werden.

Mit Blick auf die  familienpoli-
tischen Pläne der Bundesregie-
rung haben die Delegierten
aus den Landesbünden und
Mitgliedsgewerkschaften des
dbb die Einführung eines 
Elterngeldes als Lohnersatz-
leistung begrüßt; positiv be-
werteten sie auch die geplante
Berücksichtigung von Kinder-
betreuungskosten bei der Ein-
kommenssteuer und sprachen
sich für einen zeitnahem Aus-
bau der Kinderbetreuung aus.
Dabei wäre ein Anspruch auf
einen Kindergartenplatz für 
alle Kinder ein innovativer
Schritt in eine Familienpolitik,
die Männer und Frauen in ihrer
Entscheidung für Kinder maß-
geblich unterstützen würde. �

>
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Tarifabschluss mit der TdL:

Vom Streik 
zum Abschluss
Die dbb tarifunion hat sich mit der TdL auf ei-
nen Tarifabschluss für die Landesbeschäftigten
geeinigt. Dem jetzt erreichten Ergebnis gingen
heftige Auseinandersetzungen voraus. Verhand-
lungen seit September 2005, Streik seit Februar
2006 und dann am 18./19. Mai 2006 ein Tarif-
marathon über 30 Stunden. Der TVöD für die
Länder (TV-L) war bis zum Ende schwer um-
kämpft.

„Die Kompromissfähigkeit bei-
der Seiten wurde auf eine
schwere Probe gestellt“, kom-
mentierte folgerichtig der
sichtlich erleichterte Chef der
dbb tarifunion, Frank Stöhr,
das Ergebnis. „Damit ist deut-
lich geworden, dass unsere Fä-
higkeit zum Arbeitskampf und
unser Wille zum Kompromiss
all jene unter den Arbeitge-
bern zurückgedrängt haben,

die kein Ergebnis, sondern die
Abschaffung unserer Tarifkul-
tur im Auge hatten. Ich bin
stolz darauf, dass wir den An-
griff auf den Flächentarifver-
trag abwehren konnten und ei-
nen Kompromiss gefunden ha-
ben, der die Interessen aller
Beschäftigtengruppen des öf-
fentlichen Dienstes der Länder
berücksichtigt“ so Stöhr weiter
auf der Pressekonferenz zum

Abschluss der Verhandlungen.
Das Ergebnis sieht einige Än-
derungen zum mit Bund und
Kommunen abgeschlossenen
TVöD vor. Trotzdem finden sich
viele Regelungen im TV-L, die
bereits im letzten Jahr für den
Bereich Bund und Kommunen
vereinbart worden waren. 

Neue Entgelttabelle

Herzstück der Einigung ist si-
cherlich die neue Entgelttabel-
le. Sie gilt ab 1. November
2006 und vereinigt die ehema-
ligen Tabellen für Arbeiter und
Angestellte. Die Tabelle wird
durchlässiger, die Bezahlung
vor allem für Jüngere attrakti-
ver. Die bisherigen Lebens-
oder Dienstaltersstufen wer-
den durch sechs Erfahrungs-
stufen ersetzt. Die vorhande-
nen Beschäftigten werden be-
tragsmäßig in die neue Tabelle
übergeleitet. Mit dieser Tabelle
ist es gelungen, die bisherige
Bezahlung der Angestellten
aus Grundvergütung, Ortszu-
schlag und allgemeiner Zulage
bzw. den Monatstabellenlohn
betragsmäßig zu sichern. Zu-
sätzlich zur neuen Tabelle er-
folgt zukünftig eine leistungs-

>

orientierte Bezahlung, begin-
nend mit einem Prozent ab
2007. Damit werden die Ein-
kommensbedingungen der Be-
schäftigten im Länderbereich
denen ihrer Kolleginnen und
Kollegen beim Bund und bei
den Kommunen wieder ent-
sprechen. Für die Ärzte wurde
eine gesonderte Tabelle verein-
bart.

Einmalzahlung und 
lineare Anhebung

Daneben erhalten die Landes-
beschäftigten im Juli 2006, Ja-
nuar und September 2007 zu-
nächst jeweils Einmalzahlun-
gen sozial gestaffelt nach Ent-
geltgruppen, in Höhe von 50
Euro bis hin zu 450 Euro. Im
Jahr 2008 erfolgt darüber hi-
naus eine lineare Anhebung
des Entgelts um 2,9 Prozent im
Januar für das Tarifgebiet West
beziehungsweise zum Mai für
das Tarifgebiet Ost. 

Jahressonderzahlung

Wie im TVöD wird  Urlaubsgeld
und Weihnachtsgeld durch ei-
ne einheitliche Jahressonder-
zahlung abgelöst. Diese wird
zukünftig dynamisiert und

>

>

> Gelöste Mienen nach der Einigung. Im Bild von links: der Verhandlungsführer der dbb tarifunion, Frank Stöhr, Hartmut Möllring von der Tarifgemein-
schaft der Länder und ver.di – Vorsitzender Frank Bsirske auf dem Weg zur Pressekonferenz.

>
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ebenfalls sozial gestaffelt. Be-
schäftigte, deren Arbeitsver-
hältnis bereits am 30. Juni
2003 bestanden hat, erhalten
in den Entgeltgruppen E 1 bis 
E 8  95 Prozent (West) bezie-
hungsweise 71,5 Prozent (Ost),
Beschäftigte in den Entgelt-
gruppen E 9 bis E 11 80 Pro-
zent (West) oder 60 Prozent
(Ost), in den Entgeltgruppen 
E 12 und E 13 50 Prozent
(West) oder 45 Prozent (Ost)

und in den Entgeltgruppen 
E 14 und E 15 35 Prozent
(West) beziehungsweise 30
Prozent (Ost) eines des in den
Kalendermonaten Juli, August,
September gezahlten durch-
schnittlichen monatlichen Ent-
gelts. Im Jahr 2006 wird zu-
sätzlich noch das „alte“ Ur-
laubsgeld gezahlt. Beschäftig-
te, die nach dem 30. Juni 2003
eine abweichende arbeitsver-
tragliche Regelung vereinbart

haben, werden in zwei Schrit-
ten bis zum Jahr 2008 an diese
Tabellenwerte herangeführt.
Im Jahr 2006 erhalten sie den
Betrag, der arbeitsvertraglich
vereinbart war, mindestens
den Betrag aus dem Jahr 2005. 

Arbeitszeit

Einer der bis zum Schluss am
heftigsten umkämpften Streit-
punkte war das Thema Ar-
beitszeit. Hier wurde ein zwi-
schen den Bundesländern dif-
ferenzierendes Ergebnis gefun-
den: Ausgehend von der tat-
sächlichen wöchentlichen Ar-
beitszeit wurde für jedes ein-
zelne Bundesland die Arbeits-
zeit ab 1. November 2006 neu
vereinbart. Das führt im Ergeb-
nis zu einer Erhöhung der re-
gelmäßigen wöchentlichen Ar-
beitszeit für Beschäftigte, die
vor April 2004 eingestellt wur-

>

den und zu einer Arbeitszeit-
verkürzung für alle Neube-
schäftigten. Einzelne Bereiche
sind von den neuen Arbeits-
zeitregelungen ausgenommen
und verbleiben bei 38,5 Wo-
chenstunden (West). Dies gilt
für Beschäftigte, die ständig
Wechselschicht- oder Schicht-
arbeit leisten, Beschäftigte der
Universitätskliniken, Landes-
krankenhäuser, sonstiger Kran-
kenhäuser und der psychiatri-
schen Einrichtungen, Beschäf-
tigte in Straßen- und Auto-
bahnmeistereien, KFZ-Werk-
stätten, Theater und Bühnen,
Hafenbetrieben, Schleusen
und im Küstenschutz, Beschäf-
tigte in Einrichtungen für
schwerbehinderte Menschen
und in heilpädagogischen Ein-
richtungen. 

Die von der Arbeitgeberseite
gebetsmühlenartig geforderte

> Geschafft! Der Abschluss ist perfekt.




